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Vortrag an den Ministerrat 

Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im 
internationalen Straßengüterverkehr (CMR) betreffend den elektronischen 
Frachtbrief; Beitritt 

Das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im 
internationalen Straßengüterverkehr (CMR) betreffend den elektronischen Frachtbrief 
vom 20. Februar 2008 zielt darauf ab, das CMR um die Möglichkeit der Ausstellung eines 
elektronischen Frachtbriefs zu ergänzen. Es regelt, welche Anforderungen zu erfüllen sind, 
damit ein elektronischer Frachtbrief dieselbe Beweiskraft hat und dieselben Wirkungen 
entfaltet wie ein Frachtbrief in Papierform. 

Beim CMR handelt es sich um ein multilaterales völkerrechtliches Übereinkommen zur 
Vereinheitlichung der zivilrechtlichen Vorschriften im internationalen 
Straßengüterverkehr. Das Übereinkommen wurde 1956 in Genf abgeschlossen, von 
Österreich 1960 ratifiziert und ist 1961 in Kraft getreten (BGBl. Nr. 138/1961). 

Nachdem das Sekretariat der Kommission der Vereinten Nationen für internationales 
Handelsrecht (UNCITRAL) im Jahr 2002 im Rahmen eines Vermerks Bestimmungen des 
CMR identifiziert hatte, die der Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel 
entgegenstehen, wurde nach Verhandlungen im Rahmen der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Europa (UNECE) im Jahr 2008 das Zusatzprotokoll betreffend den 
elektronischen Frachtbrief (das sogenannte „e-CMR“) abgeschlossen. Österreich hat das 
Zusatzprotokoll weder unterzeichnet noch ratifiziert. Gemäß seinem Art. 7 steht das 
Zusatzprotokoll den Vertragsparteien des CMR zum Beitritt offen, wobei der Beitritt durch 
Hinterlegung einer Urkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen erfolgt. 

Die Akzeptanz des Zusatzprotokolls zeigt sich angesichts der Anzahl von derzeit 34 
Vertragsstaaten. Zu diesen gehören neben der überwiegenden Anzahl der Mitgliedstaaten 
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der Europäischen Union auch die Schweiz, das Vereinigte Königreich sowie eine Reihe von 
osteuropäischen und zentralasiatischen Staaten. Insgesamt haben bereits mehr als die 
Hälfte der CMR-Vertragsstaaten auch das Zusatzprotokoll ratifiziert oder sind diesem 
beigetreten. 

Auch in Österreich wurde die Bedeutung des Zusatzprotokolls für die Transportwirtschaft 
von verschiedenen Akteuren bekräftigt und für eine Anpassung des geltenden 
Rechtsrahmens plädiert. Auf Unionsebene wurde zudem die Verordnung (EU) Nr. 
2020/1056 erlassen, die Behörden ab voraussichtlich August 2026 dazu verpflichtet, über 
zertifizierte Plattformen übermittelte digitale Frachtdokumente der betroffenen 
Unternehmen zu akzeptieren. Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung 
und der Ziele dieser Verordnung, Verwaltungsaufwand zu vermindern, Kosten einzusparen 
und negative Umwelteinflüsse zu verringern, erscheint auch eine Anpassung der 
Rahmenbedingungen im Zivilrechtsbereich angezeigt, um einen Gleichklang zwischen den 
Bereichen Unternehmer - Behörde und Unternehmer - Unternehmer herzustellen. Dies 
soll nunmehr durch den Beitritt zum Zusatzprotokoll geschehen. 

Über den dynamischen Verweis in § 439a Abs. 1 des Bundesgesetzes über besondere 
zivilrechtliche Vorschriften für Unternehmen (Unternehmensgesetzbuch – UGB), dRGBl. S 
219/1897 idF BGBl. I Nr. 120/2005, werden die Bestimmungen des Zusatzprotokolls auch 
auf Binnensachverhalte für anwendbar erklärt. 

Der Beitritt Österreichs zum Zusatzprotokoll bildet einen Anreiz für Unternehmen, die 
Digitalisierung ihrer Geschäftsprozesse fortzusetzen und schafft den dafür erforderlichen 
Rechtsrahmen, begründet aber keine Verpflichtung zur Verwendung von digitalen 
Frachtdokumenten. 

Die Durchführung des Zusatzprotokolls wird voraussichtlich keine finanziellen 
Auswirkungen haben. Sofern es dennoch zu solchen kommen sollte, finden die damit 
verbundenen Kosten ihre Bedeckung in den Budgets des jeweils zuständigen Ressorts. 

Das Zusatzprotokoll hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Inhalt und bedarf 
daher der Genehmigung des Nationalrats gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG. Es hat nicht 
politischen Charakter. Es ist nicht erforderlich, eine allfällige unmittelbare Anwendung des 
Übereinkommens im innerstaatlichen Rechtsbereich durch einen Beschluss gemäß Art. 50 
Abs. 2 Z 4 B-VG, dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist, 
auszuschließen. Da durch das Zusatzprotokoll keine Angelegenheiten des selbständigen 
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Wirkungsbereichs der Länder geregelt werden, bedarf es keiner Zustimmung des 
Bundesrats gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG.  

Anbei lege ich den authentischen Wortlaut des Zusatzprotokolls in englischer und 
französischer Sprache, die Übersetzung ins Deutsche sowie die Erläuterungen vor. 

Im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, der Bundesministerin für Justiz und dem Bundesminister für 
Finanzen stelle ich daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle  

1. das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im 
internationalen Straßengüterverkehr (CMR) betreffend den elektronischen Frachtbrief 
vom 20. Februar 2008, dessen Übersetzung ins Deutsche und die Erläuterungen zum 
Zusatzprotokoll genehmigen, 

2. das Zusatzprotokoll unter Anschluss der Übersetzung und der Erläuterungen dem 
Nationalrat zur Genehmigung gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG zuleiten und 

3. nach erfolgter Genehmigung dem Herrn Bundespräsidenten vorschlagen, den Beitritt 
der Republik Österreich zum Zusatzprotokoll durch Hinterlegung einer Urkunde beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen zu erklären.  

8. März 2024 

Mag. Alexander Schallenberg, LL.M.  
Bundesminister 


